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Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur grundlegenden Reform des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG 2014) und zur Änderung weiterer 
Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts vom 5. Mai 2014 sowie der Ent-
wurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD eines Gesetzes zur Reform der 
Besonderen Ausgleichsregelung für stromkosten- und handelsintensive Un-
ternehmen vom 20. Mai 2014   
  

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Gelegenheit zur Stellungnahme anlässlich der Öffentlichen Anhörungen am 
2. und 4. Juni 2014 im Deutschen Bundestag zur Vorlage des Entwurfs eines Geset-
zes zur grundlegenden Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2014) 
und zur Reform der Besonderen Ausgleichsregelung für stromkosten- und handelsin-
tensive Unternehmen möchten wir uns bedanken.     
 
Die von der Bundesregierung angestrebte Reform des EEG und deren zügige Um-
setzung werden vom Deutschen Städte- und Gemeindebund und dem Deutschen 
Städtetag von ihrer Zielrichtung her ausdrücklich begrüßt. Die Begrenzung der staat-
lichen Vergütung und die Einführung stärker marktwirtschaftlich ausgeprägter 
Instrumente sind die richtigen Ansätze, um den weiteren Kostenanstieg zu begren-
zen und die finanziellen Risiken und Lasten der Energiewende gleichmäßiger zu 
verteilen.  
 
Aus kommunaler Sicht ist entscheidend, dass die Umstellung des Fördersystems 
schrittweise und mit der erforderlichen Sensibilität erfolgt, um die mit der Energie-
wende entstandenen, dezentral aufgestellten Energieprojekte und die breite 
Akteursvielfalt nicht nachhaltig zu beeinträchtigen. Die breite Partizipation von Bür-
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gern, Unternehmen und lokaler Wirtschaft und die damit verbundene Entstehung von 
kommunalen Wertschöpfungseffekten schafft die dringend erforderliche Akzeptanz 
für den Umbau der Energiesysteme. 
 
Im Einzelnen möchten wir nachfolgend zu folgenden Punkten detailliert Stellung 
nehmen: 
 
1. Ausnahmen für Kleinanlagen von der Direktvermarktung (§ 35) 

 
Die Begrenzung der Fördersätze, die Weiterentwicklung der verpflichtenden Direkt-
vermarktung sowie die Einführung des geplanten Ausschreibungsverfahrens sind 
vom Ansatz her geeignete Instrumente für die geplante Marktintegration der erneu-
erbaren Energien. 
 
Bei der Ausgestaltung der Förderinstrumente ist jedoch sicherzustellen, dass die Be-
lange der kleineren Anlagenbetreiber und dezentral aufgestellten Energieprojekte 
ausreichend Berücksichtigung finden. Dies ist aus kommunaler Sicht von entschei-
dender Relevanz, um die für die Akzeptanz der Energiewende erforderliche breite 
Akteursvielfalt nicht nachhaltig zu beeinträchtigen. Entsprechendes gilt auch für 
kommunale Anlagen, die lediglich zu dem Zweck installiert werden, die kommunalen 
Liegenschaften energieeffizient zu versorgen. Im Interesse eines effizienten und 
umweltfreundlichen Betriebs dieser Liegenschaften sollte, für den Fall der Erzeugung 
von Strom über die vorgesehene Eigenversorgung hinaus, von einer Pflicht zur Di-
rektvermarktung bis zu einer bestimmten Grenze abgesehen werden. 
 
Insofern sehen wir es als grundsätzlich positiv an, dass kleinere Anlagenbetreiber 
nach dem Entwurf zunächst schrittweise an die verpflichtende Direktvermarktung 
herangeführt und unterhalb einer Grenze von 100 KW weiterhin die Möglichkeit ha-
ben, anstelle der Marktprämie von der festen Einspeisevergütung Gebrauch zu 
machen.  
 
2. Künftige Förderung durch Ausschreibungen (§§ 2 Abs. 5, 53) 
 
Bei der geplanten Einführung von Ausschreibungen zur Ermittlung der Höhe der fi-
nanziellen Förderung muss sichergestellt werden, dass auch künftig 
Anlagenbetreibern aus dem kommunalen Bereich bzw. Bürgerenergieanlagen der 
Markteintritt und damit der Zugang zur Förderung möglich bleibt. Gerade diese sind 
es, die zur Akzeptanz der Bürger gegenüber der Energiewende beitragen. Bei ihnen 
wird die dezentrale Erzeugung idealer Weise mit der dezentralen Wertschöpfung 
verbunden. 
 
Ein Ausschreibungsverfahren muss für Bürgerenergieanlagen und kommunale Anla-
genbetreiber, also kleinere Anlagen, Ausnahmeregelungen vorsehen. Die 
Wirtschaftlichkeit dieser Projekte ist vor allem davon abhängig, dass die erforderli-
chen Genehmigungen für den Anlagenbau vorliegen und die Finanzierung durch 
Dritte, wie z.B. Bürger und Kreditinstitute, gesichert ist. Die Planungsvorbereitungen 
nehmen insgesamt eine lange Vorlaufzeit in Anspruch. Zudem ist bei kleineren Pro-
jekten, wie sie im kommunalen Bereich häufig auftreten, das Verhältnis zwischen 
dem verbundenen administrativen Aufwand und dem zu erwartenden betriebswirt-
schaftlichem Gewinn damit oft wesentlich ungünstiger als bei Großprojektierern. 
Investitionsrisiken und Kosten des Projekts dürfen insoweit keine unüberwindbare 
Hürde darstellen. 
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Insofern ist es richtig, zunächst Erfahrungen mit dem Pilotvorhaben bei Freiflächen-
anlagen zu erproben. Um die Existenz von kommunalen und Bürgerenergieanlagen 
nicht zu gefährden, sollte jedoch auch für das Ausschreibungsverfahren eine ausrei-
chend hohe Bagatellgrenze gezogen werden, mit der eben gerade diese Projekte 
von der verpflichtenden Teilnahme ab 2017 befreit werden. Dazu hat beispielsweise 
die Energiewirtschaft bereits Vorschläge erarbeitet, die mit in den Pilotversuch auf 
ihre Praktikabilität geprüft werden sollten. Im Übrigen sollte die Bundesregierung von 
ihrer in § 85 Abs. 1 Nr. 1 EEG n.F. eingeräumten Ermächtigung Gebrauch machen 
und in einer Verordnung die Möglichkeiten einer Aufteilung der jährlichen Ausschrei-
bungsmenge in Teilmengen, die in verschiedenen Verfahren ausgeschrieben werden 
können, sowie die Bestimmung von Mindest- und Maximalgrößen von Teillosen auf-
nehmen.  
 
3. Befreiung besonders nachhaltiger und energiewirtschaftlich sinnvoller Er-

zeugungsanlagen von der EEG-Umlage (§ 58)  
 

Der Deutsche Städtetag und der Deutsche Städte- und Gemeindebund unterstützen 
das Ziel, die Kosten der EEG-Umlage zu begrenzen, um diese gleichmäßiger unter 
allen Akteuren zu verteilen. Allerdings sprechen wichtige Gründe dafür, einzelne 
Ausnahmen hiervon zuzulassen.  
 
Bei der Eigenstromerzeugung aus neu in Betrieb genommenen Anlagen sollte im 
Hinblick auf die Einbeziehung der EEG-Umlage dieser Anlagen differenziert werden. 
Für kommunale Anlagen, die lediglich zu dem Zweck installiert werden, die kommu-
nalen Liegenschaften energieeffizient zu versorgen, sollte eine Verpflichtung zur 
Einbeziehung in die EEG-Umlage entfallen, damit diese energieeffiziente und um-
weltfreundliche Versorgung wirtschaftlich darstellbar ist. Dasselbe muss  
insbesondere für den wirtschaftlichen Betrieb besonders nachhaltiger und energie-
wirtschaftlich sinnvoller Erzeugungsanlagen in der kommunalen Ver- und 
Entsorgungswirtschaft gelten. KWK in der öffentlichen Versorgung, wozu auch Un-
ternehmen der Wasserversorgung sowie der Abwasser-und Abfallentsorgung sowie 
Anlagen der Klär- oder Deponiegasnutzung zählen, stellen solche besonders kosten- 
und energieeffiziente Konzepte dar. Um diese nicht übermäßig zu belasten, sollte 
eine Beteiligung des daraus erzeugten Stroms an der EEG-Umlage 15 Prozent, wie 
bei Unternehmen des produzierenden Gewerbes, nicht übersteigen.  
 
Dagegen ergibt sich eine andere Beurteilung für die Eigenerzeugung aus Anlagen, 
die eine bereits bestehende Fernwärmeversorgung oder Fernwärmeversorgungs-
möglichkeit aus KWK-Anlagen verdrängen. Hier sollte die volle Höhe der EEG-
Umlage zugrunde gelegt werden. Es würde keinen Sinn ergeben, wenn die Förde-
rung der KWK-Technologie über andere Regelungen und damit auch § 5 KWKG, 
wonach bestehende Fernwärmeversorgungen nicht durch eine zusätzliche Förde-
rung anderer KWK-Anlagen verdrängt werden soll, in Frage gestellt würden. 
 
Auch für neu in Betrieb genommene Anlagen, die im Wesentlichen zum Zwecke der 
Direktvermarktung errichtet wurden, sollte die Eigenstromerzeugung in die EEG-
Umlage grundsätzlich einbezogen werden. Die in dem Entwurf vorgesehene Baga-
tellgrenze für Anlagen mit einer installierten Leistung von höchstens 10 kW und 
weniger als 10 MWh Eigenverbrauch im Jahr sollte zum Schutz von Kleinanlagen 
zwingend beibehalten, besser noch etwas heraufgesetzt, werden. 
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4. Besondere Ausnahmeregelungen für Schienenbahnen (§ 62 ) 
 
Die vorgesehenen besonderen Ausgleichsregelungen für Schienenbahnen werden 
aus kommunaler Sicht vom Ansatz her begrüßt. Anders als bei der Begrenzung bei 
den stromkostenintensiven Unternehmen (§ 61 EEG n.F.) ist jede Förderung der kli-
magerechten Mobilität auch für kleine und kleinste Verkehrsunternehmen richtig und 
wichtig. Als positiv zu bewerten ist in diesem Sinne insbesondere die Absenkung der 
Eintrittsschwelle von 3 auf 2 GWh. Damit soll eine Gleichbehandlung von kleinen und 
großen Schienenbahnunternehmen erreicht werden. Die Schwelle bietet insbesonde-
re für kleinere Verkehrsunternehmen die Chance, von einer teilweisen Befreiung von 
der EEG-Umlage ebenfalls zu profitieren. Die neue Schwelle wird jedoch der Tatsa-
che noch nicht ausreichend gerecht, dass die Umweltfreundlichkeit des Nahverkehrs 
nicht von der Verbrauchsgröße einzelner Verkehrsunternehmen abhängt. Aus die-
sem Grund sollte die Schwelle weiter abgesenkt werden. 
 
Unklar bleibt aus unserer Sicht die Gesetzesbegründung, in der es auf S. 240 heißt: 
„Zudem wird die Besondere Ausgleichsregelung auf die Bereiche von Schienen-
bahnunternehmen konzentriert, die sich im Wettbewerb mit anderen Verkehrsträgern 
(z.B. Flugzeug oder Schiff) befinden.“ Entscheidend ist hier vielmehr, den besonders 
umweltfreundlichen und effizienten ÖPNV keiner Mehrbelastung durch die Beteili-
gung an der EEG-Umlage auszusetzen. Dies wirkt sich auch negativ auf die Preise 
für Fahrkarten aus. Bürger, die auf ökologische und energieeffiziente Mobilität set-
zen, würden zusätzlich belastet. Insbesondere Elektrische Schienenbahnen sind 
nicht nur umweltfreundlich, sondern erbringen vor allem in den Ballungsräumen be-
deutende Verkehrsdienstleistungen.  
 
Um die gleich zu Beginn der Gesetzesbegründung zu § 62 aufgenommene Klarstel-
lung der Gleichstellung von kleinen und großen Schienenbahnunternehmen nicht 
nachträglich in Frage zu stellen, plädieren wir dafür, den oben genannten Satz aus 
der Gesetzesbegründung vollständig zu streichen. 
 
5. Allgemeine Übergangsregelungen (§ 96) 
 
Wir halten es für unabdingbar, die Übergangsfristen für Fortgeltung der Regelungen 
des EEG 2012 im Hinblick auf bereits getätigte Planungen und Investitionsentschei-
dungen von Vorhabenträgern zu erweitern.  
 
Um die in der Regel langwierigen und kostspieligen Planungsvorbereitungen bei 
kommunalen Investitionen nicht vollständig zu entwerten, muss für den Beginn der 
Berücksichtigung der neuen Vergütungssätze auf das laufende Genehmigungsver-
fahren abgestellt werden. Zudem sollte für die weitere Umsetzung der Projekte bis 
hin zur Inbetriebnahme ein späterer, hinreichend und praxisnaher Zeitpunkt vorgese-
hen werden. Anlagen sollten weiter nach dem EEG 2012 vergütet werden, wenn die 
jeweiligen Genehmigungs- oder Zulassungsverfahren der Anlagen vor dem 23. Ja-
nuar 2014 begonnen haben. Für den Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlagen 
halten wir dagegen den 31. Dezember 2015 für angemessen. 
 
6. Gleichstellung von Stromarten (§ 5) 
 
Strom, der aus thermischer Abfallverwertung in EEG-Anlagen erzeugt wird, sollte im 
Hinblick auf vorrangige Abnahme, Übertragung und Verteilung sowie die Ausstellung 
von Herkunftsnachweisen, dem Strom aus erneuerbaren Energien gleichgestellt 
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werden. Bei der Verwertung gemischter Abfälle wird Strom sowohl aus biologisch 
abbaubaren als auch nicht biologisch abbaubaren Anteilen erzeugt. Derartige Anla-
gen sind auch bisher EEG-Anlagen. Dagegen wird bis jetzt nur Strom aus 
erneuerbaren Energien anerkannt, der aus biologisch abbaubaren Anteilen der Abfäl-
le erzeugt wird. Allerdings ist die gesamte in der thermischen Verwertung aus 
Abfällen und Reststoffen zurückgewonnene Energie ebenfalls umweltfreundlich und 
klimaneutral. Diese Energie ist aus diesem Grund den erneuerbaren Energien sowie 
dem Grubengas gleichzustellen. 
 
Die Gleichstellung ist auch deshalb erforderlich, um die Rechtsstellung von Anlagen, 
die neben erneuerbaren Abfällen auch andere Abfälle einsetzen, zu klären. Das gilt  
im Hinblick auf das Energiemanagement oder die Herkunftsnachweise. 
 
7. Wahlmöglichkeit eines Verknüpfungspunkts für den Netzanschluss (§ 8) 
 
Auf die in § 8 Abs. 2 EEG n.F. vorgesehene Möglichkeit für Anlagenbetreiber, einen 
Netzverknüpfungspunkt für den Anschluss seiner Anlage zu wählen, dessen Kosten 
höher sind als die des günstigsten Netzverknüpfungspunktes, sollte aus Gründen der 
Kosteneffizienz grundsätzlich verzichtet werden. Dies entspricht dem mit der EEG-
Novelle vorrangig verfolgten Ziel, Mehrkosten künftig zu vermeiden. Dazu sollten 
auch die Anlagenbetreiber in die Pflicht genommen werden, sich bei der Standort-
wahl ihrer Anlage stärker an den vorhandenen Netzinfrastrukturen zu orientieren. Ein 
Wahlrecht sollte entfallen, es sei denn, der Anlagenbetreiber kommt selbst für Mehr-
kosten auf. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 

 

 

 
 

  
Detlef Raphael Timm Fuchs 
Beigeordneter Beigeordneter 
des Deutschen Städtetages des Deutschen Städte- und Gemeinde-

bundes 
 


